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(Nr. 11131.) Zweckverbandsgeſetz. Vom 19. Juli 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 5 
81. 

Städte, Landgemeinden, Gutsbezirke, Bürgermeiſtereien, Amter und Land⸗ 
kreiſe können behufs Erfüllung einzelner kommunaler Aufgaben jeder Art mit⸗ 
einander zu Zweckverbänden im Sinne dieſes Geſetzes verbunden werden, wenn 
die Beteiligten damit einverſtanden ſind. Über die Bildung des Zweckverbandes 
beſchließt der Kreisausſchuß, bei Beteiligung von Städten oder Landkreiſen der 
Bezirksausſchuß. 

§ 2. 

Sind die Beteiligten nicht einverſtanden, fo iſt die Bildung eines Zweck⸗ 
verbandes nur zur Erfüllung von ſolchen kommunalen Aufgaben, welche allen 
Beteiligten geſetzlich obliegen, und nur dann zuläſſig, wenn die Bildung des 
Zweckverbandes im öffentlichen Intereſſe notwendig iſt. 

Der Oberpräſident kann, wenn er dieſe Vorausſetzungen für vorliegend 
erachtet, auf Antrag von mindeſtens einem Drittel der Beteiligten oder auf 
Antrag der Kommunalaufſichtsbehörde anordnen, daß zunächſt der Kreisausſchuß 
(Bezirksausſchuß) über die Ergänzung der mangelnden Zuſtimmung Beſchluß faßt. 
Die Beſchlußfaſſung erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung (§ 119 Abſ. 1 
und 3 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, 
Geſetzſamml. S. 195). 

Gegen den auf Beſchwerde von dem Bezirksausſchuß oder von dem Pro⸗ 
vinzialrate gefaßten Beſchluß ſteht den Beteiligten binnen vier Wochen die Klage 
bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, 
daß die Aufgabe, zu deren Erfüllung der Zweckverband gebildet werden ſoll, den 
Beteiligten nicht geſetzlich obliege. 
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Nach Ergänzung des mangelnden Einverſtändniſſes der Beteiligten beſchließt 
der Oberpräſident über die Bildung des Zweckverbandes. 

Die Bildung eines Zweckverbandes nach Maßgabe der vorſtehenden Be- 
ſtimmungen unterbleibt, ſofern und ſolange ein Beteiligter bereit und imſtande iſt, 
die gemeinſame Aufgabe dadurch zu erfüllen, daß er den übrigen Beteiligten die 
Mitbenutzung einer kommunalen Anſtalt gegen angemeſſene Entſchädigung ein⸗ 
räumt. Darüber, ob die vorangegebenen Vorausſetzungen vorhanden ſind, ſowie 
über die Höhe der Entſchädigung beſchließt im Streitfalle der Kreis- (Bezirks⸗ 
Ausſchuß, dem auch die Entſcheidung über ſonſtige aus dieſem Verhältnis ent⸗ 
ſtehende Streitigkeiten zuſteht. 

Auf die ſelbſtändigen Glieder des Zweckverbandes Groß Berlin finden die 
Beſtimmungen dieſes Paragraphen keine Anwendung. 


§ 3. 
Gemeinden können nach Maßgabe des § 1 mit Gutsbezirken auch zur ge 
meinſchaftlichen Feſtſetzung und Durchführung von Straßen- und Baufluchtlinien⸗ 
plänen verbunden werden. 


SA. 

Im Falle der Bildung eines Zweckverbandes zur gemeinfchaftlichen Feſt⸗ 
ſetzung und Durchführung von Straßen und Baufluchtlinienplänen gehen die 
den Gemeinden in den $$ 11 bis 15 des Geſetzes, betreffend die Anlegung und 
Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, 
vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 561) zugewieſenen Rechte und Pflichten auf 
den Zweckverband über, Gutsbezirke werden den Gemeinden gleichgeachtet. Für 
das Einſpruchs⸗ und Klageverfahren finden §§ 69, 70 des Kommunalabgaben- 
geſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) mit der Maßgabe Anwendung, 
daß für den Einſpruch der Verbandsvorſteher zuſtändig iſt. 


SR), 

Die Beſtimmungen der vorſtehenden Paragraphen finden auf die Fälle 
einer Veränderung in der Zuſammenſetzung ſowie einer Auflöſung des Zweck- 
verbandes ſinngemäße Anwendung. 

$ 6. 

Bei der Bildung des Zweckverbandes iſt auf die ſonſt beſtehenden Ver⸗ 
bände (Amtsbezirke, Bürgermeiſtereien, Amter, Kirchſpiele, Schul-, Wegebau⸗, 
Armenverbände uſw.) tunlichſt Rückſicht zu nehmen. 

Der Zweckverband hat die Rechte einer öffentlichen Körperſchaft, ſofern 
ſämtlichen Verbandsgliedern für ſich dieſe Rechte uneingeſchränkt zuſtehen. 

Trifft dieſe Vorausſetzung nicht zu, ſo können dem Zweckverband auf 
deſſen Antrag die Rechte einer öffentlichen Körperſchaft mit Königlicher Geneh⸗ 
migung beigelegt werden. a 
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Über die infolge einer ſolchen Verbindung oder infolge einer Anderung 
der Zuſammenſetzung oder einer Auflöſung des Zweckverbandes notwendig werdende 
Regelung der Verhältniſſe zwiſchen den Beteiligten beſchließt der Kreis⸗(Bezirks⸗) 
Ausſchuß, vorbehaltlich der ihnen gegeneinander zuſtehenden Klage im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren, die bei der gleichen Behörde binnen vier Wochen anzubringen iſt. 

Bei dieſer Regelung ſind erforderlichenfalls Beſtimmungen zur Ausgleichung 
der öffentlich-rechtlichen Intereſſen der Zweckverbandsglieder zu treffen. Insbeſondere 
können einzelne Beteiligte zu Vorausleiſtungen verpflichtet werden, wenn die⸗ 
jenigen, mit welchen ſie verbunden werden ſollen, für gewiſſe Verbandszwecke 
bereits vor der Verbindung für ſich allein in genügender Weiſe Fürſorge getroffen 
haben oder aus anderen Gründen nur einen geringeren Vorteil von der Ver⸗ 
bindung haben. 

Eine dem Zwecke des Verbandes dienende Einrichtung, welche einem Be⸗ 
teiligten gehört, verbleibt dem bisherigen Eigentümer, dieſer kann indeſſen ver⸗ 
langen, daß das Eigentum an der Einrichtung gegen Entſchädigung auf den 
Verband übergeht. 

§8. 

Die nach Maßgabe der §§ 1 und 2 gebildeten Zweckverbände gelten in 
den Fällen, in denen ſie die Fürſorge für die öffentliche Armenpflege oder die 
Erfüllung der Wegebaulaſt übernehmen, als Geſamtarmenverbände beziehungs⸗ 
weiſe Wegeverbände im Sinne des § 12 des Geſetzes vom 8. März 1871 
(Geſetzſamml. S. 130) beziehungsweiſe der einzelnen Wegeordnungen. 

Auf die nach den bisherigen Geſetzen gebildeten Zweckverbände findet dieſes 
Geſetz mit der Maßgabe Anwendung, daß deren Satzungen in Geltung bleiben, 
bis ſie vorſchriftsmäßig geändert ſind. 

Hinſichtlich der Geſamtſchulverbände verbleibt es bei SS ff. des Geſetzes, 
betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen, vom 28. Juli 1906 
(Geſetzſamml. S. 335). 

. 


Die Rechtsverhältniſſe des Zweckverbandes find durch eine Satzung zu 
regeln, die von den Beteiligten im Wege der Vereinbarung feſtzuſtellen iſt und 
der Beſtätigung des Kreis- (Bezirks-) Ausſchuſſes unterliegt. Soweit eine Über- 
einſtimmung der Beteiligten nicht erzielt iſt, erfolgt die Feſtſtellung der Satzung 
durch Beſchluß des Kreis- (Bezirks-) Ausſchuſſes auf Grund mündlicher Verhand⸗ 
lung ($ 119 Abſ. 1 und 3 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883) und zwar bei freiwilliger Verbandsbildung auf Antrag 
aller Beteiligten, bei Verbandsbildung nach § 2 ohne Antrag. 

In der Satzung kann vorgeſehen werden, daß die Verbandsverwaltung 
durch Beſchluß des Verbandsausſchuſſes einem Verbandsglied übertragen wird. 

In Zweckberbänden, die aus Gemeinden (jelbftändigen Gütern) einer 
Bürgermeiſterei oder eines Amtsverbandes zuſammengeſetzt ſind, können die Be⸗ 

23° 


— 118 — 


teiligten durch die Satzung die Verbandsverwaltung der Bürgermeiſterei (dem 
Amtsverbande), gegebenenfalls gemäß Artikel 15 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend 
die Gemeindeverfaſſung in der Rheinprovinz, vom 15. Mai 1856 (Geſetzſamml. 
S. 435), $5 Abſ. 2 der Landgemeindeordnung für die Provinz Weſtfalen vom 
19. Wag 86 (Geſetzſamml. S. 265), übertragen. 


$ 10. 

15 Satzung muß enthalten: 

die Bezeichnung der Verbandsglieder; 

2 die Bezeichnung der von dem Zweckverbande zu erfüllenden kommunalen 
Aufgaben, 

3. die Benennung des Zweckverbandes und die Angabe des Ortes, an 
dem die Verwaltung geführt wird, als ſolcher kann der Wohnort des 
jeweiligen Verbandsvorſtehers bezeichnet werden; 

4. Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung des Verbandsausſchuſſes 
und der anderen Beſchlußorgane ſowie über die Wahl der Abgeordneten 
und Erſatzmänner ($$ 11, 12, 13); 

5. Beſtimmungen über die Veſchlußfähigkeit des Verbandsausſchuſſes und 
über das Stimmverhältnis bei Abſtimmungen ($$ 14 und 16); 

6. Beſtimmungen über die Wahl oder die ſonſtige Art der Berufung 
des Verbandsvorſtehers und feines Stellvertreters ſowie über die Ver— 
tretung des Zweckverbandes nach außen; 

7. Beſtimmungen über die Umlegung der zur Deckung der gemeinſamen 
Ausgaben erforderlichen Abgaben auf die Verbandsglieder (§ 17). 

Ferner können Beſtimmungen über Anderungen der Satzung ſowie 
darüber aufgenommen werden, unter welchen Vorausſetzungen die Auflöſung des 
Zweckverbandes oder das Ausſcheiden einzelner Verbandsglieder zuläſſig ſein ſoll 
und wie in ſolchen Fällen die Verhältniſſe zwiſchen den Beteiligten zu regeln 
md ( 7). 

Die Satzung iſt durch die Regierungsamtsblätter und durch die für Be⸗ 
kanntmachungen der beteiligten Kommunalverbände beſtimmten Veröffentlichungs⸗ 
organe ſowie gegebenenfalls durch die Kreisblätter zur öffentlichen Kenntnis zu 
bringen. 

I 

Über die Angelegenheiten des Zweckverbandes beſchließt der Verbands— 
ausſchuß; die Satzung kann daneben noch andere Beſchlußorgane vorſehen. 
Ausführende Behörde iſt der Verbandsvorſteher, welcher zugleich den Zweckverband 
nach außen vertritt. 

§ 12. 

Der Verbandsausſchuß beſteht aus Abgeordneten der Verbandsglieder. 

Jedes Verbandsglied hat mindeſtens einen Abgeordneten zu ſtellen. Im 
übrigen werden die Abgeordneten auf die Verbandsglieder nach dem Ver⸗ 
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hältniffe der Einwohnerzahl oder nach dem Maßſtab entweder ihrer Beteiligung 
an den von dem Zweckverbande zu erfüllenden Aufgaben oder ihres der Kreis⸗ 
beſteuerung, bei Stadt- oder Landkreiſen der Provinzialbeſteuerung zu Grunde 
zu legenden Solls der Staats- und ſtaatlich veranlagten Steuern oder eines 
anders berechneten Steuerſolls oder nach einem anderen in der Satzung zu be 
ſtimmenden Maßſtabe verteilt. Indeſſen ſoll in Zweckverbänden mit mehr als 
drei Verbandsgliedern die Abgeordnetenzahl eines Verbandsglieds der Regel nach 
hinter der Hälfte der Geſamtzahl zurückbleiben. 

Die Verteilung der Abgeordneten kann mit Rückſicht auf eingetretene Ver— 
änderungen von Zeit zu Zeit neu geregelt werden. 


$ 13. 

Dem Verbandsausſchuſſe gehört ohne Wahl als Abgeordneter einer Ge— 
meinde der Bürgermeiſter (Gemeindevorſteher, auch in der Rheinprovinz und 
Weſtfalen) oder ein von ihm zu beſtimmendes Mitglied der Gemeindeverwaltung, 
als Abgeordneter einer Bürgermeiſterei, eines Amtes, eines Landkreiſes der 
Bürgermeiſter, der Amtmann, der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes an. In der 
Rheinprovinz und Weſtfalen kann als Abgeordneter der Gemeinde an Stelle des 
Gemeindevorſtehers durch den Kreisausſchuß der Bürgermeiſter (Amtmann) zum 
Mitgliede des Verbandsausſchuſſes beſtellt werden. Die Vertretung in Behin⸗ 
derungsfällen erfolgt nach der Beſtimmung dieſer Mitglieder. 

Im übrigen werden die Abgeordneten der Beteiligten durch ihre Vertretungs⸗ 
körperſchaften, in Städten unter Zutritt des Magiſtrats, auf eine zu beſtimmende 
Zeit gewählt. Für jeden gewählten Abgeordneten wird ein Erſatzmann gewählt, 
der im Falle der Behinderung des erſteren auch ohne beſondere Einladung be⸗ 
fugt iſt, für ihn einzutreten. Wählbar ſind nur ſolche Perſonen, welche in die 
Vertretungskörperſchaft gewählt werden können. 

In Gutsbezirken hat der Gutsbeſitzer über die Vertretung des Gutsbezirkes 
zu befinden. Wo nach den Geſetzen ein Stellvertreter beſtellt werden muß, hat, 
abgeſehen von den Fällen, in denen die Stellvertretung wegen auswärtigen Auf⸗ 
enthalts des Gutsbeſitzers erforderlich geworden iſt, der Stellvertreter über die 
Vertretung des Gutsbezirkes zu befinden. Der Vertreter muß zur Übernahme 
des Amtes als Gutsvorſteher befähigt ſein. Er hat, wenn auf den Gutsbezirk 
mehrere Stimmen entfallen, dieſe Stimmen allein zu führen. 


$ 14. 


Der Verbandsausſchuß iſt, ſofern nicht die Satzung anderes vorſchreibt, 
bei Anweſenheit von zwei Dritteln der Mitglieder beſchlußfähig. Eine Ausnahme 
findet ſtatt, wenn nach feſtgeſtellter Beſchlußunfähigkeit eine neue Sitzung zur 
Beſchlußfaſſung über denſelben Gegenſtand anberaumt iſt. In dieſem Falle iſt 
der Verbandsausſchuß ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 
Auf dieſe Folge iſt in der Einladung zur zweiten Sitzung aufmerkſam zu machen. 
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Die Abſtimmung erfolgt nach einfacher Stimmenmehrheit. Jedoch kann 
die Satzung für beſtimmte Angelegenheiten, insbeſondere für Satzungsänderungen 
und für die Auflöfung des Zweckverbandes, eine größere Mehrheit der Stimmen 
vorſehen. 

N 5 

Der Verbandsvorſteher und ſein Stellvertreter werden, ſofern die Satzung 
nicht eine andere Art der Beſtellung vorſchreibt, vom Verbandsausſchuß aus der 
Zahl ſeiner Mitglieder auf eine zu beſtimmende Amtszeit gewählt. 

Die Wahl des Verbandsvorſtehers bedarf, wenn der Gewählte nicht ſchon 
anderweitig als Bürgermeiſter, Amtmann, Gemeinde-, Guts⸗, Amtsvorſteher 
oder Stellvertreter eines dieſer Beamten, als Mitglied eines Gemeindevorſtandes, 
als Landrat, Kreisdeputierter oder Mitglied einer Kreisverwaltungsbehörde be- 
ſtätigt oder ernannt iſt und ſein Amt noch bekleidet, der Beſtätigung durch die 
Kommunalaufſichtsbehörde nach den für die Beſtätigung von Gemeindebeamten 
mit der Maßgabe des § 22 dieſes Geſetzes geltenden Vorſchriften. 

Wird gegen die Gültigkeit der Wahl eines Verbandsvorſtehers, welcher 
nach der vorſtehenden Beſtimmung einer beſonderen Beſtätigung nicht bedarf, 
Einſpruch erhoben, ſo entſcheidet hierüber der Verbandsausſchuß. Gegen den 
Beſchluß findet die Klage bei dem Kreis- (Bezirks-) Ausſchuſſe ſtatt. 


$ 16. 


Der Verbandsvorſteher führt den Vorſitz im Verbandsausſchuß und gibt, 
ſoweit einfache Stimmenmehrheit genügt, bei Stimmengleichheit den Ausſchlag. 


SR. | 

Der Zweckverband iſt berechtigt, in ſinngemäßer Anwendung des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Gefegfamml. S. 152) Gebühren und Bei— 
träge zu erheben. 5 

Soweit die eigenen Einnahmen des Zweckverbandes, die Gebühren und 
die Beiträge zur Beſtreitung der Verbandsausgaben nicht ausreichen, wird der 
Fehlbetrag auf die Verbandsglieder nach dem Maßſtab entweder ihrer Be⸗ 
teiligung an den von dem Zweckverbande zu erfüllenden Aufgaben oder ihres der 
Kreisbeſteuerung, bei Stadt- oder Landkreiſen der Provinzialbeſteuerung zu Grunde 
zu legenden Solls der Staats- und ſtaatlich veranlagten Steuern oder eines 
anders berechneten Steuerſolls oder nach einem anderen in der Satzung zu be⸗ 
ſtimmenden Maßſtab umgelegt. 

§ 18. 

Den Verbandsgliedern bleibt die Aufbringung der Verbandsumlagen nach 
Maßgabe ihrer Verfaſſung vorbehalten. 

Steht ein Gutsbezirk, der zu den Verbandsgliedern gehört, nicht aus⸗ 
ſchließlich im Eigentume des Gutsbeſitzers oder ſteht innerhalb des Gutsbezirkes 
einer anderen Perſon als dem Gutsbeſitzer ein Erbbaurecht zu, ſo kann auf 
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Antrag des Gutsbeſitzers ein Statut erlaſſen werden, welches die Unterverteilung 
der Verbandslaſten regelt und hierbei den mitheranzuziehenden Grundbeſitzern, 
Erbbauberechtigten oder ſonſtigen Einwohnern des Gutsbezirkes eine entſprechende 
Mitwirkung einräumt. Das Statut wird nach Anhörung der Beteiligten vom 
Kreisausſchuſſe feſtgeſtellt. Dabei muß die Regelung der Beitragspflicht nach dem 
Intereſſe der Beteiligten an den Aufgaben des Zweckverbandes erfolgen. Das 
Statut unterliegt der Beſtätigung durch den Bezirksausſchuß. Die Beſtätigung 
iſt insbeſondere auch dann zu verſagen, wenn die Vorteile der Beteiligten an 
dem Zweckverbande nicht in richtigem Verhältniſſe zu den von ihnen zu über- 
nehmenden Laſten ſtehen. Einwohner des Gutsbezirkes, die in einem Lohn- 
oder Dienſtverhältniſſe zum Gutsbeſitzer ſtehen, ſcheiden bei der Unterverteilung 
der Verbandslaſten aus. 
$ 19. 

Die auf Beſchluß des Verbandsausſchuſſes vom Verbandsvorſteher anzu⸗ 
ſtellenden Beamten des Zweckverbandes gelten als Beamte von Landgemeinden, 
bei Beteiligung von Städten oder Landkreiſen als ſolche von Städten. 

Wenn der Zweckverband eine bis dahin von einem Verbandsgliede geführte 
Verwaltung übernimmt, ſo iſt er verpflichtet, die bisher von dieſem hierfür an⸗ 
geſtellten Beamten mit ihren Beſoldungs- und Ruhegehaltsanſprüchen auf Ver⸗ 
langen des Verbandsglieds in ſeinen Dienſt zu übernehmen. Die Beamten 
treten in dieſem Falle in den Dienſt des Zweckverbandes über. 


§ 20. 

Die Angehörigen der Verbandsglieder ſind zur Mitbenutzung der öffent⸗ 
lichen Anlagen, Anſtalten und Einrichtungen des Zweckverbandes nach Maßgabe 
der für dieſe beſtehenden Beſtimmungen berechtigt. 

Soweit Gutsbezirke zu den Verbandsgliedern gehören und eine Unter⸗ 
verteilung der Verbandslaſten gemäß § 18 Abſ. 2 erfolgt, haben die zu den 
Verbandslaſten mitherangezogenen Grundbeſitzer, Erbbauberechtigten und Ein- 
wohner die gleichen Rechte wie Gemeindeangehörige. 


§ 21. 
Auf Beſchwerden und Einſprüche, welche betreffen 
1. das Recht zur Mitbenutzung der Anlagen, Anſtalten und Einrichtungen 
des Zweckverbandes, 
2. die Heranziehung zu den Gebühren, Beiträgen und Umlagen für Ver⸗ 
bandszwecke, 
beſchließt der Verbandsvorſteher. 
Einſprüche in den Fällen zu 2 ſind binnen einer Ausſchlußfriſt von vier 
Wochen einzulegen. ö 
Gegen die auf Beſchwerden und Einſprüche ergangenen Beſchlüſſe findet 
binnen einer Friſt von zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
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bei dem Kreis: (Bezirks-) Ausſchuſſe ſtatt. Gegen die Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes in den Fällen zu 2 iſt nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig. 

Durch Einſpruch und Klage wird die Verpflichtung zur Zahlung der Be⸗ 
träge nicht aufgeſchoben. 

§ 22. 

Hinſichtlich der ſtaatlichen Zuſtändigkeiten wird der Zweckverband einer 
Landgemeinde, bei Beteiligung von Städten oder Landkreiſen einer Stadt gleich⸗ 
geachtet. Auf die Dienſtvergehen des Verbandsvorſtehers und feines Stellver- 
treters finden nach der gleichen Unterſcheidung die die ländlichen oder ſtädtiſchen 
Gemeindevorſtände betreffenden Beſtimmungen Anwendung. 

Die gewählten Mitglieder des Verbandsausſchuſſes werden vom Vorſitzenden 
vereidigt. Sie können nach § 39 des Geſetzes über die allgemeine Landesver⸗ 
waltung vom 30. Juli 1883 im Wege des Diſziplinarverfahrens ihrer Stellen 
enthoben werden. a 

§ 23. 
Der Verbandsausſchuß beſchließt über die Offentlichkeit feiner Verhandlungen. 


$ 24. 

Beſchlüſſe des Verbandsausſchuſſes, welche betreffen 

1. Anleihen, durch die der Zweckverband mit einem Schuldenbeſtande be- 
laſtet oder der bereits vorhandene Schuldenbeſtand vergrößert werden 
würde, ſowie Übernahme von Bürgſchaften auf den Zweckverband, 

2. Belaſtung der Verbandsglieder durch Umlagen über fünfundzwanzig 
Prozent des Geſamtaufkommens der der Kreis⸗(Provinzial⸗ Beſteuerung 
zu Grunde liegenden Staats- und ſtaatlich veranlagten Steuern, 

bedürfen der Beſtätigung durch den Kreis- beziehungsweiſe Bezirksausſchuß. 


$ 25. 
Der vierte Titel der Landgemeindeordnungen 
a) für die ſieben öſtlichen Provinzen der Monarchie vom 3. Juli 1891 
(Geſetzſamml. S. 233), 

p) für 5 Provinz Schleswig- Holftein vom 4. Juli 1892 (Geſetzſamml. 

5. 155), 
€) 85 die Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 4. Auguſt 1897 (Geſetzſamml. 

20] 
ſowie § 18 Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend die Anſtellung und Verſorgung der 
Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 (Gefegfamml. S. 141), inſoweit ſich 
dieſe letztere Beſtimmung auf Zweckverbände bezieht, werden aufgehoben. 

Soweit die Geſetze auf die in vorſtehendem Abſatz aufgehobenen Be⸗ 
ſtimmungen verweiſen, tritt an deren Stelle das vorliegende Geſetz. 

Die beſonderen Beſtimmungen über Feuerſpritzen⸗ und Bullenhaltungs- 
verbände bleiben unberührt. 
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§ 26. 

Im Falle der Beteiligung der Stadt Berlin bei Bildung eines Zweck— 
verbandes gemäß $ beſchließt an Stelle des Bezirksausſchuſſes die Beſchluß— 
behörde für Groß Berlin. 

§ 27. 
5 Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1911 in Kraft. Der Miniſter des 
Innern iſt mit ſeiner Ausführung beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Balholm, an Bord M. M. „Hohenzollern“, den 19. Juli 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz, 


(Nr. 11132.) Zweckverbandsgeſetz für Groß Berlin. Vom 19. Juli 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Sl. 


Die Stadtkreiſe Berlin, Charlottenburg, Schöneberg, Nixdorf, Deutſch 
Wilmersdorf, Lichtenberg und Spandau ſowie die Landkreiſe Teltow und Nieder— 
barnim werden zu einem Zweckverbande vereinigt, dem die Erfüllung der unter 
Ziffer 1 bis 3 bezeichneten kommunalen Aufgaben obliegt: 

J. Regelung des Verhältniſſes zu öffentlichen, auf Schienen betriebenen 

Transportanſtalten mit Ausnahme der Staatseiſenbahnen ($ 4), 

2. Beteiligung an der Feſtſtellung der Fluchtlinien- und Bebauungspläne 
für das Verbandsgebiet und Mitwirkung an dem Erlaſſe von Bau— 
polizeiverordnungen ($$ 5 bis 8); 

3. Erwerbung und Erhaltung größerer, von der Bebauung frei zu hal— 
tender Flächen (Wälder, Parks, Wieſen, Seen, Schmuck-, Spiel;, 
Sportplätze uſw.) ($ 9). 

Folgende Gemeinden der Landkreiſe Teltow und Niederbarnim: Steglitz, 
Groß Lichterfelde, Friedenau, Cöpenick, Boxhagen-Rummelsburg, Pankow, 
Weißenſee und Reinickendorf gehören dem Verband als ſelbſtändige Glieder an, 

Geſetzſammlung 1911. (Ar, 1113111132.) 24 


I 


Andere Gemeinden dieſer Landkreiſe werden ſelbſtändige Glieder des Ver— 
bandes, wenn ſie nach dem Verhältnis ihrer Einwohnerzahl zu der Einwohner⸗ 
zahl ihrer Kreiſe gemäß § 15 rechneriſch einen Anſpruch auf Zubilligung min⸗ 
deſtens eines Vertreters in der Verbandsverſammlung haben. Bei Beſtimmung 
der Einwohnerzahl der Kreiſe werden die Einwohner der bereits als ſelbſtändige 
Glieder dem Verband angehörigen Gemeinden der Kreiſe nicht mitgerechnet. Die 
Einwohnerzahl beſtimmt ſich nach der letzten Perſonenſtandsaufnahme. Selb— 
ſtändige Glieder werden ſolche Gemeinden erſt vom Zeitpunkte der nächſten Er- 
gänzungswahl zur Verbandsverſammlung an. 


82. 

Die Landkreiſe übernehmen die aus dem vorſtehenden Paragraphen ſich 
ergebenden Aufgaben in Wahrnehmung der Intereſſen ihrer nicht als ſelbſtändige 
Glieder dem Verband angehörigen Gemeinden ſowie ihrer Gutsbezirke als Kreis— 
angelegenheiten. 5 

§ 3. 


Der Zweckverband bildet einen Kommunalverband zur Selbſtverwaltung 
ſeiner Angelegenheiten mit den Rechten einer Korporation. Er erhält die Be⸗ 
zeichnung „Verband Groß Berlin“. Sein Sttz iſt die Stadt Berlin. 


SA. 

J. Der Verband kann Bahnen der im § 1 Ziffer 1 bezeichneten Art er⸗ 
werben, bauen, betreiben oder durch Dritte betreiben laſſen. Soweit der Ver⸗ 
band Bahnen herſtellt, ändert, erweitert, betreibt oder betreiben läßt, iſt er be⸗ 
rechtigt, die hierzu erforderlichen Wege, welche von den Kreiſen oder Gemeinden 
(Gutsbezirken) des Verbandsgebiets zu unterhalten ſind oder ihnen eigentümlich 
gehören, gegen Entſchädigung zu benutzen. Entſchädigung iſt insbeſondere dann 
zu gewähren, wenn infolge der Benutzung des Wegekörpers Anlagen, wie Baum: 
pflanzungen, Kanaliſations⸗, Gas⸗, Waſſer⸗, elektriſche Anlagen uſw., geändert, 
verlegt oder beſeitigt werden müſſen. 

II. Die Kreiſe und Gemeinden (Gutsbezirke) des Verbandsgebiets ſind 
verpflichtet, dem Verband auf deſſen Erfordern nach einer mit einjähriger Friſt 
voraufgegangenen Ankündigung ihnen gehörige Bahnen mit allen damit ver⸗ 
bundenen Rechten und Pflichten gegen Entſchädigung zu Eigentum zu überlaſſen. 
Tritt dieſer Fall ein, ſo können die beteiligten Kreiſe und Gemeinden (Guts— 
bezirke) verlangen, daß der Verband auch diejenigen ihnen gehörigen Bahnen 
übernimmt, welche entweder mit den zu übereignenden Bahnen einheitlich betrieben 
werden oder deren Extragsfähigkeit anderenfalls erheblich gemindert werden würde. 
Darüber, ob eine dieſer Vorausſetzungen zutrifft, beſchließt im Streitfalle die 
Beſchlußbehörde für Groß Berlin; gegen ihren Beſchluß iſt binnen vier Wochen 
die Beſchwerde an die Minifter der öffentlichen Arbeiten und des Innern zus 
läſſig. Der Verband iſt auf Verlangen der beteiligten Kreiſe oder Gemeinden 
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(Gutsbezirke) verpflichtet, mit der Übernahme des Bahnunternehmens die im Be— 
triebe desſelben angeſtellten Beamten mit ihren Beſoldungs- und Ruhegehalts⸗ 
anſprüchen in ſeinen Dienſt zu übernehmen. Die Beamten treten in dieſem 
Falle in den Dienſt des Verbandes über. 

III. Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes gehen die Rechte und Pflichten, 
welche den Kreiſen und Gemeinden (Gutsbezirken) des Verbandsgebiets in bezug 
auf ſtaatlich genehmigte private Bahnunternehmungen, insbeſondere aus Straßen⸗ 
benutzungsverträgen, zuſtehen, auf den Verband über, welcher die Kreiſe und 
Gemeinden (Gutsbezirke) hierfür zu entſchädigen hat. Die Entſchädigungspflicht 
fällt fort, wenn nach dem 1. Dezember 1910 abgeſchloſſene Verträge Zuſtim⸗ 
mungen auf Grund des § 6 des Kleinbahngeſetzes vom 28. Juli 1892 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 225) enthalten, welche zeitlich über die erteilte ftaatliche Genehmigung 
hinausgehen. Falls und ſoweit der Wert der von Kreiſen oder Gemeinden in 
bezug auf private Bahnunternehmungen übernommenen Verpflichtungen denjenigen 
der erworbenen Rechte überſteigt, hat der Verband Entſchädigung zu beanſpruchen. 
Der Verband kann die Erfüllung der auf ihn übergegangenen Verpflichtungen, 
ſoweit ſie nicht in Geldleiſtungen beſtehen, ganz oder teilweiſe den Kreiſen und 
den Gemeinden (Gutsbezirken) des Verbandsgebiets innerhalb ihrer Bezirke für 
Rechnung des Verbandes übertragen. Für die hierdurch entſtehende geſchäftliche 
Belaſtung hat der Verband eine Entſchädigung zu gewähren. 

Will oder kann der Verband Rechtsanſprüche eines Kreiſes oder einer Ge⸗ 
meinde (eines Gutsbezirkes) an den Privatunternehmer, welche auf ihn über⸗ 
gegangen ſind, für den Kreis oder die Gemeinde (den Gutsbezirkh) nicht geltend 
machen, ſo hat er die Anſprüche zur eigenen Geltendmachung zurückzugewähren. 

IV. Die Rechte, welche im Falle der beabſichtigten Benutzung öffentlicher 
Wege zu privaten Bahnunternehmungen gemäß $ 6 des Kleinbahngeſetzes vom 
28. Juli 1892 (Gefekfamml. S. 225) den Wegeunterhaltungspflichtigen gegen 
über den Unternehmern zuftehen, gehen mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes auf 
den Verband mit der Maßgabe über, daß zu der im § 7 a. a. O. vorgeſehenen 
Ergänzung der Zuſtimmung die Beſchlußbehörde für Groß Berlin zuſtändig und 
gegen deren Beſchluß binnen vier Wochen die Beſchwerde bei dem Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten zuläſſig iſt. Vor Exteilung einer Zuſtimmung zur Be⸗ 
nutzung eines öffentlichen Weges für ein privates Bahnunternehmen hat der 
Verband ſich des Einverſtändniſſes des Wegeunterhaltungspflichtigen zu verſichern. 
Wird dieſes verſagt, ſo beſchließt hierüber endgültig die Beſchlußbehörde für Groß 
Berlin. Der Wegeunterhaltungspflichtige iſt für den Verluſt der Rechte, die 
ihm auf Grund des § 6 a a, O. zuftehen würden, von dem Verbande zu ent- 
ſchädigen. Werden gegenüber den Unternehmern bei der Erteilung der Zu⸗ 
ſtimmung von dem Verbande Verpflichtungen übernommen, fo finden die Vor— 
ſchriften der beiden letzten Sätze unter III Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 

b V. Die Anlage, der Ausbau und der Betrieb von Bahnen durch Kreiſe 

oder Gemeinden (Gutsbezirke) des Verbandsgebiets bedarf, ſofern bei dem In⸗ 

krafttreten dieſes Geſetzes die ſtaatliche Genehmigung hierzu noch nicht erteilt war, 
24* 
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der Zuſtimmung der Verbandsverſammlung. Die Zuſtimmung darf nur verſagt 
werden, wenn das Unternehmen den Intereſſen des Verbandes zuwiderläuft. 
Gegen die Verſagung iſt binnen vier Wochen nach Zuſtellung des betreffenden 
Beſchluſſes die Beſchwerde an die Beſchlußbehörde für Groß Berlin und gegen 
deren Beſchluß binnen der gleichen Friſt die weitere Beſchwerde an die Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten und des Innern zuläſſig. 

VI. Eine Ergänzung der Zuſtimmung findet in den Fällen der Abſätze IV 
und V nicht ſtatt, wenn der Verband ſelbſt die Genehmigung zu dem Bau und 
Betrieb einer Bahn bei den zuſtändigen Behörden (SS 2 ff. des Kleinbahngeſetzes) 
nachſucht. 

VII. Die unter I bis IV vorgeſehenen Entſchädigungen find, wenn keine 
Einigung erzielt wird, durch die Beſchlußbehörde für Groß Berlin feſtzuſetzen. 
Gegen dieſen Beſchluß ſteht den Beteiligten binnen vier Wochen, von der Zu— 
ftellung ab gerechnet, die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Oberver— 
waltungsgericht offen. 

VIII. Über Streitigkeiten, welche, abgeſehen von den Fällen der Entſchädi— 
gung, ſich aus den in dieſem Paragraphen geregelten Beziehungen zwiſchen dem 
Verband und den Kreiſen, Gemeinden oder Gutsbezirken des Verbandsgebiets 
ergeben, beſchließt, ſoweit nicht anderweite Beſtimmung getroffen iſt, endgültig 
die Beſchlußbehörde für Groß Berlin. ö 


§ 5. 

Der Verband kann für Teile des Verbandsgebiets Fluchtlinien feſtſetzen, 
inſoweit dies für die Schaffung oder Ausgeſtaltung von Durchgangs- oder Aus- 
fallſtraßen, für die Herſtellung von Bahnen ($ 1 Ziffer 1) oder für die Aus- 
geftaltung der Umgebung von Freiflächen (§ 1 Ziffer 3) erforderlich erſcheint. 
Für letzteren Zweck können auch Bebauungspläne feſtgeſetzt werden. Auch über 
den vorſtehend beſtimmten Umfang hinaus kann der Verband aus wichtigen 
Gründen des Verkehrs, der Geſundheits- und der Wohnungsfürſorge in den noch 
nicht bebauten Teilen des Verbandsgebiets Fluchtlinien⸗ und Bebauungspläne 
feſtſetzen. Darüber, ob die vorangegebenen Vorausſetzungen zur Feſtſetzung von 
Fluchtlinien und Bebauungsplänen vorhanden find, beſchließt im Streitfalle die 
Beſchlußbehörde für Groß Berlin. Gegen den Beſchluß ſteht dem Verband und 
den beteiligten Verbandsgliedern binnen vier Wochen die Beſchwerde an den 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten offen. Als Durchgangs und Ausfallſtraßen 
ſind diejenigen anzuſehen, welche über den Bereich einer Einzelgemeinde (eines 
Gutsbezirkes) hinaus den allgemeinen Verkehrsintereſſen des Verbandes zu dienen 
beſtimmt ſind. 

Solange und inſoweit Fluchtlinienpläne durch den Verband nicht endgültig 
feſtgeſetzt find, bleibt das Fluchtlinienweſen Sache der Einzelgemeinden mit der 
Maßgabe, daß neue oder abgeänderte Fluchtlinienpläne der Einzelgemeinden dem 
Verbandsausſchuſſe vor der Auslegung der Pläne zur Begutachtung vorzulegen 
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find. Der Vorlegung bedarf es nicht, wenn die Pläne nur die Aufteilung ein- 
zelner Baublöcke oder die Verbreiterung beſtehender Straßen betreffen. Der Ver⸗ 
bandsausſchuß kann ihm vorgelegte Pläne beanſtanden. Gegen die Beanſtandung 
findet binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Beſchlußbehörde für Groß Berlin 
und gegen deren Beſchluß die weitere Beſchwerde nach Maßgabe der Be— 
ſtimmungen im Abſ. 1 ſtatt. 

§ 6. 

Die Entwürfe der Fluchtlinienpläne des Verbandes ($ 5 Abſ. 1) find mit 
der Angabe über die durch ſie bedingten Abänderungen der beſtehenden Pläne 
zunächſt den beteiligten Gemeinden und Kreiſen zur Außerung und ſodann dem 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten zur grundſätzlichen Zuſtimmung vorzulegen. 
Einer Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde bedarf es nicht. Auf die Anderungen 
beſtehender Fluchtlinienfeſtſetzungen infolge der Feſtſetzung von Fluchtlinien durch 
den Verband finden die Vorſchriften des § 10 Abſ. 1 des Geſetzes vom 2. Juli 
1875 (Gefeßfamml. S. 561) keine Anwendung. 

Nach erfolgter Zuſtimmung ſind die auf die einzelnen Gemeinde- (Guts— 
bezirks-) gebiete bezüglichen Planteile unter Kenntlichmachung der Abweichungen 
von den früheren Plänen in dieſen Gemeinden (Gutsbezirken) zu jedermanns 
Einſicht offen zu legen. Wie dies zu geſchehen hat, wird ſowohl vom Verbands— 
ausſchuß in den für die Veröffentlichungen des Verbandes beſtimmten Blättern 
als auch von den einzelnen Gemeinde- (Guts⸗) vorſtänden in der für die Ge— 
meinden (Gutsbezirke) geltenden Form mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß 
Einwendung innerhalb einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen bei dem Verbands⸗ 
ausſchuß anzubringen ſind. Auch die beteiligten Gemeinden (Gutsbezirke) ſind 
zur Erhebungen von Einwendungen berechtigt. Handelt es ſich um Feſtſetzungen, 
welche nur einzelne Grundſtücke betreffen, ſo genügt ſtatt der Offenlegung und 
Bekanntmachung eine Mitteilung an die beteiligten Grundeigentümer und Ge— 
meinden (Gutsbezirke). 

Über die erhobenen Einwendungen hat, ſoweit fie nicht durch Verhand— 
lungen zwiſchen dem Verbandsausſchuß und den Beſchwerdeführern zur Erledigung 
gekommen ſind, die Beſchlußbehörde für Groß Berlin zu beſchließen; gegen ihren 
Beſchluß iſt binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Minifter der öffentlichen 
Arbeiten zuläſſig. Sind Einwendungen nicht erhoben oder iſt über ſie endgültig 
beſchloſſen, fo hat der Verbandsausſchuß die Pläne förmlich feſtzuſetzen, zu jeder— 
manns Einſicht offen zu legen und, wie dies geſchehen ſoll, öffentlich bekannt 
zu geben. 

‘7 

Die Durchführung der vom Verbande feſtgeſetzten Fluchtlinienpläne (8 5 
Abf. 1) liegt den Einzelgemeinden (Gutsbezirken) ob. 

Zu den Koſten der Herſtellung und Unterhaltung der nach feinen Flucht— 
linienplänen ausgeführten Straßen hat der Verband jedoch den Einzelgemeinden 
einen von der Verbandsverſammlung feſtzuſetzenden einmaligen oder laufenden 
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Zuſchuß zu leiften, bei deſſen Bemeſſung die Vorteile der Straßenherſtellung für 
den Verband ſowie die Vorteile und Nachteile für die Einzelgemeinden (Guts— 
bezirke) entſprechend zu berückſichtigen ſind. 

Der Verband kann ſolche Straßen mit Zuſtimmung der beteiligten Ge⸗ 
meinden (Gutsbezirke) auch ſelbſt herſtellen und unterhalten. In Gutsbezirken 
liegt ihm dies auf Antrag derſelben ob. Als Gegenleiſtung haben die beteiligten 
Gemeinden (Gutsbezirke) einen von der Verbandsverſammlung feſtzuſetzenden, 
ihren Vorteilen, insbeſondere der Verminderung ihrer Unterhaltungslaſt, ent- 
ſprechenden Zuſchuß zu entrichten. Es kann ihnen geſtattet werden, denſelben 
ganz oder zum Teil in Naturalleiſtungen zu entrichten. 

Gegen die in den Fällen der beiden vorſtehenden Abſätze gefaßten Beſchlüſſe 
der Verbandsverſammlung ſteht den Beteiligten binnen vier Wochen die Beſchwerde 
an die Beſchlußbehörde für Groß Berlin und gegen ihre Beſchlüſſe binnen der 
gleichen Friſt die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

In den Fällen des Abf. 3 gehen die den Gemeinden in den $$ 11 bis 15 
des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen 
in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 561) 
zugewieſenen Rechte und Pflichten ſowie die Befugniſſe auf Grund des $ 9 des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Gefehfamml. S. 152) auf den 
Verband über, Gutsbezirke werden den Gemeinden gleichgeachtet. Dabei unter- 
liegen Statuten des Verbandes der Beſtätigung des Minifters der öffentlichen 
Arbeiten. Für das Einſpruchs- und Klageverfahren finden SS 69, 70 des 
Kommunalabgabengeſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß für den Einſpruch 
der Verbandsausſchuß und für die Klage das Oberverwaltungsgericht zuſtändig tft. 


§ 8. 
Vor Erlaß neuer oder Abänderung beſtehender Baupolizeiordnungen hat 
die zuſtändige Behörde den Verbandsausſchuß unter Beſtimmung einer der Lage 
des Einzelfalls entſprechenden Friſt gutachtlich zu hören. 


§9. 

Der Verband kann über die Erwerbung größerer von der Bebauung ganz 
oder zum überwiegenden Teile freizuhaltender Flächen (Wälder, Parks, Wieſen, 
Seen, Schmuck-, Spiel⸗, Sportplätze uw. — § 1 Abſ. 1 Ziffer 3 —) ſowie 
über die dauernde Erhaltung, Ausgeſtaltung, Benutzung und Unterhaltung ſolcher 
von ihm erworbenen Flächen Beſtimmung treffen; der Erwerbung iſt die Pachtung 
oder die Sicherung von Rechten gleichzuachten. 

Der Verband kann von ihm erworbene Freiflächen einzelnen Verbands— 
gliedern zur Unterhaltung gegen angemeſſene Entſchädigung im Vertragsweg 
übertragen. 

510. 

Der Verband iſt berechtigt, durch eine Satzung ſeine Rechtsverhältniſſe in— 

ſoweit zu ordnen, als es die Beſtimmungen dieſes Geſetzes zulaſſen. 
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Die Satzung kann von der Verbandsverſammlung nur mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit beſchloſſen werden und bedarf der Beſtätigung durch die Beſchlußbehörde 
für Groß Berlin. Gegen ihren Beſchluß findet binnen vier Wochen die Beſchwerde 
an den Miniſter des Innern ſtatt. 

Sl, 

Der Verband iſt berechtigt, in ſinngemäßer Anwendung der für Provinzial: 
abgaben geltenden Beſtimmungen des Kreis- und Provinziglabgabengeſetzes vom 
23. April 1906 Geſetzſamml. S. 159) Gebühren und Beiträge zu erheben. 

Soweit die eigenen Einnahmen des Verbandes, die Gebühren und die 
Beiträge zur Beſtreitung der Verbandsausgaben nicht ausreichen, wird der Fehl⸗ 
betrag durch die Verbandsverſammlung gemäß den nachſtehenden Beſtimmungen 
auf die Verbandsglieder umgelegt. 

Bei der Regelung des Verhältniſſes zu den Transportanſtalten ($ 1 Abſ. 1 
Ziffer 1) iſt der Geldbedarf für jede einzelne Bahnunternehmung in dem Betrage 
feſtzuſtellen, um welchen die Ausgaben eines Betriebs- oder Baujahrs die Ein- 
nahmen überſteigen, bei Betrieben, die für Rechnung des Verbandes geführt 
werden, in dem Betrag, um welchen die Ausgaben für Betrieb und Unter⸗ 
haltung, für Rücklagen in den Neferve und Erneuerungsfonds, für Verzinſung 
und Tilgung des Anlagekapitals, einſchließlich der etwa gezahlten Entſchädigung 
($ 4 VI), in einem Betriebs- oder Baujahre die Einnahmen überſteigen. Der 
ſich hiernach für die einzelnen Bahnunternehmungen ergebende Bedarf wird auf 
alle oder einzelne Verbandsglieder nach Maßgabe ihres Intereſſes umgelegt. 
Über die der Umlegung zu Grunde zu legenden Maßſtäbe ſowie über die Ver⸗ 
wendung der Reinüͤberſchüſſe beſchließt die Verbandsverſammlung mit der Maß⸗ 
gabe, daß ſolche Reinüberſchüſſe zunächſt den einzelnen Verbandsgliedern in dem 
Verhältnis und bis zu dem Betrage zu überweiſen ſind, in dem von ihnen in 
früheren Betriebs- oder Baujahren für dieſelbe Bahnunternehmung ein Geld— 
bedarf gedeckt worden iſt. Gegen den Beſchluß der Verbandsverſammlung ſteht 
den Verbandsgliedern binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Beſchlußbehörde 
für Groß Berlin und gegen ihren Beſchluß binnen der gleichen Friſt die Be 
ſchwerde an die Miniſter des Innern und der öffentlichen Arbeiten zu. 

Im übrigen gelten für die Umlegung des Fehlbetrags die Grundſätze der 
§§ 25 bis 27 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906. 

Gegen Beſchlüſſe der Verbandsverſammlung, welche ausſchließliche Belaſtung 
oder Mehr⸗ oder Minderbelaſtung einzelner Verbandsglieder betreffen, ſteht binnen 
vier Wochen den Verbandsgliedern die Beſchwerde an die Beſchlußbehörde für 
Groß Berlin und gegen ihren Beſchluß binnen der gleichen Friſt die Beſchwerde 
an die Miniſter des Innern, der öffentlichen Arbeiten und der Finanzen zu. 

Durch die Satzung kann für einzelne oder alle Arten von Verbandslaſten 
ein anderer Verteilungsmaßſtab eingeführt oder auch beſtimmt werden, daß und 
in welcher Weiſe bei der Laſtenverteilung einerſeits das Übergewicht der Vorteile 
eines Verbandsunternehmens für einzelne Verbandsglieder und anderſeits das— 
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jenige zu beruͤckſichtigen iſt, was einzelne Verbandsglieder bereits vor Erlaß des 
gegenwärtigen Geſetzes für Zwecke des Verbandes geleiſtet haben. 


§ 12. 

Den Verbandsgliedern bleibt überlaſſen, den auf ſie entfallenden Teil des 
Umlagebedarfs gleich den übrigen Gemeinde- (Kreis-) bedürfniſſen aufzubringen. 
Kreisangehörige Gemeinden, die dem Verband als ſelbſtändige Glieder beigetreten 
ſind, können jedoch von den Landkreiſen zu den von dieſen aufzubringenden Ver— 
bandslaſten nicht herangezogen werden. Die Unterverteilung des Umlagebedarfs 
kann im übrigen auch im Wege der Mehr- und Minderbelaſtung beziehungsweiſe 
der ausſchließlichen Belaſtung von Gemeinde- oder Kreisteilen gemäß § 20 Abſ. 2 
des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893, § 10 des Kreis- und Pro— 
vinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 erfolgen. 


$ 13. 
Die Angehörigen der Kreiſe und Gemeinden des Verbandsgebiets find zur 
Mitbenutzung der Einrichtungen und Anſtalten des Verbandes nach Maßgabe 
der dafür beſtehenden Beſtimmungen berechtigt. 


§ 14. 


Die Organe des Verbandes find die Verbandsverſammlung, der Verbands⸗ 
ausſchuß und der Verbandsdirektor. 


$ 15. 

Die Verbandsverſammlung befteht aus dem erſten Bürgermeiſter der Stadt 
Berlin als Vorſitzenden und aus hundert, erſtmalig von dem Minifter des 
Innern, ſpäter vom Verbandsausſchuß auf die Verbandsglieder nach dem Ver— 
hältniſſe der Einwohnerzahl zu verteilenden Vertretern. Die Einwohnerzahl be— 
mißt ſich nach der letzten Perſonenſtandsaufnahme. Jedes Verbandsglied muß 
mindeſtens einen Vertreter haben. Kein Verbandsglied darf mehr als zwei 
Fünftel der Geſamtvertreterzahl erhalten. Der Stadtgemeinde Berlin wird hierbei 
der erſte Bürgermeiſter als Vertreter nicht angerechnet. 

Durch die Satzung kann eine Vermehrung oder Verminderung der im 
Abſ. 1 bezeichneten Vertreterzahl vorgeſehen werden; auf die veränderte Vertreter— 
zahl findet Abſ. 1 Anwendung. 

Beim Hinzutritte neuer Verbandsglieder wird die dem beteiligten Landkreiſe 
zuſtehende Vertreterzahl auf die ausſcheidende Gemeinde und den verbleibenden 
Landkreis in dem durch Abf. I feſtgeſetzten Verhältniſſe verteilt. 


§ 16. 
In Gemeinden werden die Vertreter durch die Gemeindevertrelungen, in 
Städten unter Zutritt des Magistrats, in den Landkreiſen durch die Kreistage 
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gewählt. Für jeden Vertreter wird ein Erſatzmann gewählt, der im Falle der 
Behinderung des erſteren auch ohne beſondere Einladung befugt iſt, für ihn 
einzutreten. 

Wählbar ſind mit Ausnahme der Beamten des Verbandes alle Angehörigen 
der beteiligten Gemeinden und Landkreiſe, welche die Wählbarkeit für den Ge 
meindevorſtand oder die Gemeindevertretung beziehungsweiſe den Kreistag beſitzen. 


8 

Die Vertreter und ihre Erſatzmänner werden auf ſechs Jahre gewählt. 
Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung mit dem gänzlichen 
oder zeitweiſen Aufhören einer der für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen Be— 
dingungen. Die Verbandsverſammlung beſchließt, ob einer dieſer Fälle einge— 
treten iſt. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Vertreter und ihrer Erſatzmänner 
aus und wird durch Ergänzungswahlen erſetzt. Die das erſte Mal Ausſcheidenden 
werden durch das Los beſtimmt. 

Im Falle des Hinzutritts neuer Verbandsglieder (§ 1 Abſ. 3, $ 15 Abſ. 3) 
ſcheiden alle Vertreter des beteiligten Landkreiſes und ihre Erſatzmänner aus der 
Verbandsverſammlung aus und werden durch neu zu wählende Vertreter (Er— 
ſatzmänner) der ſelbſtändig gewordenen Gemeinde und des verbleibenden Land⸗ 
kreiſes erſetzt. 

In Fällen notwendiger Erſatzwahlen beſtimmt ſich die Dauer dieſer Wahlen 
nach der Wahlperiode des bisherigen Vertreters (Erſatzmanns). 


§ 18. f 
Vor jeder Ergänzungswahl wird das Beteiligungsverhältnis der Verbands⸗ 
glieder an dieſer Verſammlung durch Beſchluß des Verbandsausſchuſſes nach 
Maßgabe des § 15 neu feſtgeſtellt. 


Sg; 

Der Verbandsverſammlung liegt ob: 

1. die Beſchlußfaſſung über den Haushaltsplan, 

2. die Entlaſtung der Jahresrechnung; 

3. die Beſchlußfaſſung über Erlaß und Anderungen der Satzung ($ 10); 

4. die Feſtſtellung des von den Verbandsgliedern aufzubringenden Um- 
lagebedarfs; 

5. die Beſchlußfaſſung über die Aufnahme von Anleihen ; 

6. die Aufftellung von Grundſätzen für die Tätigkeit des Verbandes und 
über die Verwaltung ſeines Vermögens, 

7. die Beſchlußfaſſung über die Errichtung von Verbandsämtern ſowie 
über die Anſtellungs- und Beſoldungsverhältniſſe der Verbandsbeamten j 

Gefegfammlung 1911. (Mr. 11132.) 25 
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8. die Wahl des Verbandsdirektors, der ihm zugeordneten oberen Beamten 
und der zu wählenden Mitglieder des Verbandsausſchuſſes, 
9. die Prüfung der Gültigkeit oder der fortdauernden Wirkung G17 
Abſ. 1) der Wahlen zur Verbandsverſammlung; 
10. die Beſchlußfaſſung gemäß $ 4 I bis V, § 5 Abſ. 1, § 7 Abſ. 5, § 9 
und § 11; 
11. die Beſchlußfaſſung über die Erwerbung und die Veräußerung von 
Grundſtücken. 
Die Verbandsverſammlung iſt berechtigt, ſich ihre Geſchäftsordnung ſelbſt 
zu geben. 
§ 20. 
Die Feſtſetzung des Umlagebedarfs ($ 19 Ziffer 4), ſofern er höher als 
25 vom Hundert des umlagefähigen Geſamtſteuerſolls iſt, und die Aufnahme 
von Anleihen ($ 19 Ziffer 5) bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde (§ 38). 
Gegen die Beſchlüſſe der Verbandsverſammlung über die Gültigkeit oder 
die fortdauernde Wirkung der Vertreterwahlen ($ 19 Ziffer 9) findet binnen vier 
Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. Die Klage hat keine 
aufſchiebende Wirkung; jedoch dürfen Erſatzwahlen vor ergangener rechtskräftiger 
Entſcheidung nicht vorgenommen werden. 


§ 21. 


Der Vorſitzende ($ 15 Abſ. 1) beruft die Verbandsverſammlung durch Ein— 
ladungsſchreiben unter Angabe der zu verhandelnden Gegenſtände. Den Ein- 
ladungsſchreiben ſind die Vorlagen des Verbandsausſchuſſes zu dieſen Gegen— 
ſtänden nebſt den zugehörigen Schriftſtücken beizufügen. Mit Ausnahme dringender 
Fälle, in welchen die Friſt auf drei Tage abgekürzt werden darf, muß die Ein⸗ 
ladung den Vertretern mindeſtens zwei Wochen vorher zugeſtellt werden. Durch 
die Satzung können andere Friſten vorgeſchrieben werden. 

Die Verbandsverſammlung iſt zuſammenzuberufen, ſo oft es die Geſchäfte 
erfordern, indeſſen mindeſtens einmal im Rechnungsjahr (1. April bis 31. März). 
Auf den Antrag von wenigſtens einem Drittel der Vertreter muß die Zuſammen— 
berufung oder die Ergänzung der Tagesordnung erfolgen. 


$ 22. 

Die Mitglieder des Verbandsausſchuſſes und im Auftrage des Verbands- 
direktors die ihm zugeordneten oberen Beamten können an den Sitzungen der 
Verbandsverſammlung mit beratender Stimme teilnehmen. Ob noch andere 
Perſonen, insbeſondere Sachverſtändige, mit beratender Stimme zu den Sitzungen 
zuzuziehen ſind, bleibt der Beſchlußfaſſung des Verbandsausſchuſſes oder der 
Verbandsverſammlung überlaſſen. 
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An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen des Verbandes darf 
derjenige nicht teilnehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 


ſpruche ſteht. 
§ 23. 


Die Verbandsverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte 
der Mitglieder anweſend ſind. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn die 
Verbandsverſammlung, zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegen- 
ſtand berufen, dennoch nicht in beſchlußfähiger Anzahl erſchienen iſt. Bei der 
zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung hingewieſen werden. 


§ 24. 
Die Beſchlüſſe der Verbandsverſammlung werden nach einfacher Stimmen— 
mehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
Durch die Satzung kann für beſtimmt zu bezeichnende Angelegenheiten eine 
größere als einfache Stimmenmehrheit gefordert werden. 


9 25 
Die Sitzungen der Verbandsverſammlung ſind öffentlich. Für einzelne 
Gegenſtände kann durch einen in geheimer Sitzung zu faſſenden Beſchluß der 
Verſammlung die Offentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 


§ 26. 

Der Verbandsausſchuß beſteht aus dem erſten Bürgermeiſter der Stadt 
Berlin als Vorſitzenden, einem von dem erſten Bürgermeiſter der Stadt Berlin 
zu bezeichnenden Magiſtratsmitgliede dieſer Stadt, den erſten Bürgermeiſtern der 
ſechs nach Einwohnerzahl nächſtgrößten Gemeinden des Verbandsgebiets, den Vor⸗ 
ſitzenden der Kreisausſchüſſe der zum Verbande gehörigen Kreiſe und acht von 
der Verbandsverſammlung aus dem im $ 16 Abſ. 2 bezeichneten Perſonenkreiſe 
zu wählenden Mitgliedern. Außerdem iſt der Verbandsdirektor von Amts wegen 
Mitglied des Verbandsausſchuſſes. 

Von den gewählten Mitgliedern müſſen vier in der Stadt Berlin und 
vier in den nicht ſchon nach Abſ. 1 berückſichtigten Gemeinden des Verbands— 
gebiets die im § 16 Abſ. 2 bezeichnete Wählbarkeit beſitzen. 

Die Vorſchriften im § 16 Abſ. 1 Satz 2 und § 17 Abſ. 1 Satz 2 finden 
mit der Maßgabe Anwendung, daß über die fortdauernde Wirkung der Wahlen 
der Verbandsausſchuß beſchließt. 

9 27. 

Die Wahlperiode der gewählten Mitglieder des Verbandsausſchuſſes und 
ihrer Erſatzmänner umfaßt ſechs Jahre, ſofern nicht durch die Satzung eine 
längere Wahlperiode vorgeſchrieben iſt. In dem Falle einer notwendigen Erſatz— 
wahl beſtimmt ſich die Dauer dieſer Wahl nach der Wahlperiode des e 
Mitglieds (Erſatzmanns). 
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§ 28. 

Die gewählten Mitglieder des Verbandsausſchuſſes werden vom Vorſitzen⸗ 
den vereidigt. Sie können nach Maßgabe der §§ 51 und 98 Nr. 5 der Pro— 
vinzialordnung für die öſtlichen Provinzen vom 29. Juni 1875/22. März 1881 
Geſetzſamml. 1881 S. 233) im Wege des Diſziplinarverfahrens ihrer Stellen 
enthoben werden; hierbei tritt an Stelle des Bezirksausſchuſſes die Beſchluß— 
behörde für Groß Berlin. 


N § 29. 
Dem Verbandsausſchuſſe liegt ob: 
1. die Vorbereitung und Ausführung der Beſchlüſſe der Verbands⸗ 
verſammlung; 
2. die Überwachung der Geſchäftsführung des Verbandsdirektors , 
3. die Beſchlußfaſſung über alle Verbandsangelegenheiten, ſoweit ſie nicht 
der Verbandsverſammlung vorbehalten ſind 
4. die Anſtellung der Verbandsbeamten, ſoweit ihre Ernennung nicht 
der Verbandsverſammlung vorbehalten iſt ($ 19 Ziffer 8), und deren 
Beaufſichtigung 
5. die Heranziehung der Verbandsglieder zu den Umlagen; 8 
6. die Prüfung der fortdauernden Wirkung der Wahlen zum Verbands— 
ausſchuſſe (§ 26 Abſ. 3). 
Der Verbandsausſchuß iſt berechtigt, ſich ſeine Geſchäftsordnung ſelbſt 
vorzuſchreiben. f 


§ 30. 

Gegen die Heranziehung zu den Gebühren, Beiträgen und Umlagen ($ 11 
Abſ. 1 und 2, § 29 Ziffer 5) ſteht den Pflichtigen der Einſpruch bei dem Ver⸗ 
bandsausſchuß und gegen ſeinen ablehnenden Beſcheid Klage bei dem Oberver⸗ 
waltungsgerichte zu. Dabei find die Vorſchriften der $$ 31 und 28 des Kreis 
und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 ſinngemäß anzuwenden. 

Gegen die Beſchlüſſe über die fortdauernde Wirkung der Wahlen zum 
Verbandsausſchuſſe (§ 29 Ziffer 6) findet die Klage bei dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte nach Vorſchrift des § 20 Abſ. 2 ſtatt. 


$ 31. 

Der Vorſitzende ($ 26 Abf. 1) beruft den Verbandsausſchuß durch Ein- 
ladungsſchreiben unter Angabe der zu verhandelnden Gegenſtände. Den Ein- 
ladungsſchreiben ſind tunlichſt die für dieſe Gegenſtände grundlegenden Schrift— 
ſtücke beizufügen. Mit Ausnahme dringender Fälle, in denen die Friſt auf 
24 Stunden abgekürzt werden darf, muß die Einladung mindeſtens eine Woche 


wude zugeftellt werden. Durch die Satzung können andere Friſten vorgeſchrieben 
werden. 
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Der Verbandsausſchuß iſt zuſammenzuberufen, ſo oft es die Geſchäfte er⸗ 
fordern. Auf den Antrag von wenigſtens einem Drittel ſeiner Mitglieder muß 
die Zuſammenberufung oder die Ergänzung der Tagesordnung erfolgen. 


§ 32. 

Die dem Verbandsdirektor zugeordneten oberen Beamten können im Auf- 
trage des Verbandsdirektors an den Sitzungen des Verbandsausſchuſſes mit be⸗ 
ratender Stimme teilnehmen. Die Beamten des Verbandes, mit Ausnahme des 
Verbandsdirektors, können nicht Mitglieder des Verbandsausſchuſſes fein. 

Dem Beſchluſſe des Verbandsausſchuſſes bleibt es überlaſſen, zu den Ver⸗ 
handlungen des Ausſchuſſes auch Nichtmitglieder, insbeſondere Sachverſtändige, 
zuzuziehen. 

Im übrigen finden die Beſtimmungen in K 22 Abſ. 2, SS 23 und 24 
Abſ. 1 auf die Verhandlungen des Verbandsausſchuſſes entſprechende Anwendung. 


§ 33. 

Der Verbandsdirektor wird von der Verbandsverſammlung auf mindeſtens 
ſechs bis höchſtens zwölf Jahre gewählt und bedarf der Beſtätigung durch den 
König. Wird die Beſtätigung verſagt, ſo ſchreitet die Verbandsverſammlung 
zu einer neuen Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, ſo kann der Mi- 
niſter des Innern die kommiſſariſche Verwaltung auf Koſten des Verbandes an⸗ 
ordnen. Dasſelbe findet ſtatt, wenn der Verbandstag die Wahl verweigert oder 
den nach der erſten Wahl nicht Beſtätigten wieder wählt. Die kommiſſariſche 
Verwaltung dauert ſo lange, bis die Wahl des Verbandstags, deren wiederholte 
Vornahme ihm jederzeit zuſteht, die Beſtätigung erlangt hat. 

Für den Fall der Behinderung des Verbandsdirektors ſowie im Falle der 
Erledigung ſeiner Stelle hat der Verbandsausſchuß einen Stellvertreter zu be⸗ 
zeichnen. 

Dem Verbandsdirektor können noch andere obere Beamte zugeordnet 
werden. 

Auf die Rechtsverhältniſſe aller Verbandsbeamten, einſchließlich der in den 
vorſtehenden Abſätzen genannten, finden die $$ 1 bis 7 des Geſetzes, betreffend 
die Anſtellung und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 
(Gefekfamml. S. 141) mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß im 
Falle des § 7 a. a. O. an Stelle des Bezirksausſchuſſes die Beſchlußbehörde 
für Groß Berlin tritt; gegen ihren Beſchluß iſt, ſoweit das Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren eröffnet iſt, die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zuläſſig. 

In betreff der Dienſtvergehen der Verbandsbeamten finden die Vorſchriften 
des § 98 der Provinzialordnung für die öſtlichen Provinzen vom 29. Juni 
1875/22. März 1881 (Gefeßfamml. 1881 S. 233) mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß die von dem Verbandsdirektor zu verhängenden Ordnungs⸗ 
ſtrafen neun Mark nicht überſteigen dürfen und daß an Stelle des Bezirks— 
ausſchuſſes die Beſchlußbehörde von Groß Berlin tritt. 
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§ 34. 

Der Verbandsdirektor führt unter der Aufſicht des Verbandsausſchuſſes 
die laufenden Geſchäfte des Verbandes. Er bereitet die Beſchlüſſe des Verbands⸗ 
ausſchuſſes vor und trägt für ihre Ausführung Sorge. 

Er iſt der Dienſtvorgeſetzte ſämtlicher Verbandsbeamten. 

Der Verbandsdirektor vertritt den Verband nach außen in allen Angelegen— 
heiten. Er verhandelt namens des Verbandes mit Behörden und Privatperſonen, 
führt den Schriftwechſel und zeichnet alle Schriftſtücke. Er iſt befugt, für die 
Geſchäfte des Verbandes die vermittelnde und begutachtende Tätigkeit der Pro⸗ 
vinzial, Kreis-, Amts⸗ und Gemeindebehörden des Verbandsgebiets in Anſpruch 
zu nehmen. 

$ 35. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, die den Verband gegen Dritte verpflichten 
ſollen, und Vollmachten müſſen von dem Verbandsdirektor und einem anderen 
Mitgliede des Verbandsausſchuſſes unterzeichnet ſein. 


§ 36. 

Die erſten Bürgermeiſter beziehungsweiſe Vorſitzenden der Kreisausſchüſſe 
der dem Verband angehörenden Gemeinden und Kreiſe können ſich in allen ihnen 
durch dieſes Geſetz übertragenen Rechten und Obliegenheiten durch Mitglieder des 
Gemeindevorſtandes beziehungsweiſe Kreisausſchuſſes vertreten laſſen. Der erſte 
Bürgermeiſter der Stadt Berlin wird im Vorſitze des Verbandsausſchuſſes von 
dem zweiten Bürgermeiſter, falls dieſer Mitglied iſt, ſonſt und bei deſſen Ver⸗ 
hinderung von dem erſten Bürgermeiſter beziehungsweiſe Vorſitzenden des Kreis⸗ 
ausſchuſſes des nächſtgrößten Stadt⸗ oder Landkreiſes vertreten. Im Vorſitze der 
Verbandsverſammlung vertritt ihn der zweite Bürgermeiſter, ſoweit er Mitglied 
iſt, ſonſt und bei deſſen Behinderung ein von der Verbandsverſammlung zu 
wählendes Mitglied. 

RE 

Die Veröffentlihung von Bekanntmachungen des Verbandes erfolgt durch 
das „Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin“. 
Weitere Veröffentlichungsorgane ſind durch die Satzung zu beſtimmen. 


§ 38. 

Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der Verbandsangelegenheiten 
wird in erſter Inſtanz von dem Oberpräſidenten, in höherer Inſtanz von dem 
Miniſter des Innern im Benehmen mit dem Minifter der öffentlichen Arbeiten 
und dem Finanzminiſter geübt. Der Oberpräſident ift befugt, an den Beratungen 
der Verbandsverſammlung und des Verbandsausſchuſſes entweder ſelbſt oder durch 
einen zu ſeiner Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten teilzunehmen. Der 
Oberpräſident ſowie die zu ſeiner Vertretung abgeordneten Staatsbeamten ſind 
auf Verlangen jederzeit zu hören. g 
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Die Beſchwerde an die höhere Inſtanz iſt innerhalb vier Wochen zuläſſig. 

Auf die Handhabung der Aufſicht und die Rechtsmittel gegen Akte der 
Aufſicht finden neben den Vorſchriften dieſes Geſetzes die Beſtimmungen in 
$$ 115, 116, 118, 121 und 122 der Provinzialordnung für die öſtlichen Pro⸗ 
vinzen vom 29. Juni 1875/22. März 1881 entſprechende Anwendung. 


8 

Die Beſchlußbehörde für Groß Berlin beſteht aus dem Oberpräſidenten 
oder ſeinem Stellvertreter als Vorſitzenden, aus den Verwaltungsgerichtsdirektoren 
der Bezirksausſchüſſe für den Stadtkreis Berlin und zu Potsdam oder ihren 
Stellvertretern ſowie aus vier auf ſechs Jahre gewählten Mitgliedern. Von 
den letzteren werden zwei von der Stadtverordnetenverſammlung unter Zutritt 
des Magiſtrats zu Berlin und zwei vom Provinzialausſchuſſe der Provinz 
Brandenburg gewählt. Für die gewählten Mitglieder werden in gleicher Weiſe 
vier Stellvertreter gewählt. Für die Wählbarkeit gilt § 16 Abſ. 2. Die Mit⸗ 
glieder der Verbandsverſammlung oder des Verbandsausſchuſſes können nicht 
Mitglieder der Beſchlußbehörde ſein. 

Sie hat ihren Sitz am Sitze des Oberpräſidenten ) auf ſie finden §§ 14 
und 15 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. ©. 195) Anwendung. 

§ 40. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1912 in Kraft; indeſſen ſind die Organe 
des Verbandes auf Anordnung des Miniſters des Innern ſchon vor dieſem Zeit- 
punkte zu bilden. Sie haben, gleichfalls vor dieſem Zeitpunkte, alle Maßregeln 
zu treffen, welche die rechtzeitige Ausführung des Geſetzes ſicherſtellen. 

Im übrigen ſind die Miniſter des Innern und der öffentlichen Arbeiten 
mit der Ausführung des Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Balholm, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 19. Juli 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 GGeſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: | 


1% 


das am 20. Mai 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage: 
genoſſenſchaft Wendemark⸗Werben in Wendemark im Kreiſe Oſterburg 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 27 
S. 543, ausgegeben am 8. Juli 1911; 


das am 24. Mai 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Gülzower 
Wieſen⸗Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Gülzow im Kreiſe Kammin durch 


das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 26 S. 397, aus— 
gegeben am 30. Juni 1911, 


das am 2. Juni 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Belumer 


Deich⸗ und Schleuſenverband in Belum im Kreiſe Neuhaus a. Oſte durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 27 S. 429, aus⸗ 
gegeben am 7. Juli 1911; 


„der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1911, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an den Kaymen⸗Lablacker Deichverband im Kreiſe 
Labiau für die Herſtellung der Überführung des Udergrabens in den 
Weſtkanal, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg 
Nr. 29 S. 491, ausgegeben am 20. Juli 1911; | 


der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1911, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Überlandzentvale Belgard, Aktiengeſellſchaft 
in Belgard, für die Anlagen zur Übertragung und Verteilung des 
elektriſchen Stromes innerhalb der Kreiſe Belgard, Bublitz, Köslin, Kolberg⸗ 
Körlin und Schivelbein, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Köslin Nr. 29 S. 205, ausgegeben am 20. Juli 1911; 


das am 17. Juni 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 


ſchaft zur Landesverbeſſerung bei Geſcher in Geſcher im Kreiſe Koesfeld 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 28, beſondere 
Beilage S. 249, ausgegeben am 13. Juli 1911; 


das am 21. Juni 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 


genoſſenſchaft Strelno⸗Kaiſershöh in Strelno im Kreiſe Strelno durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 29 S. 285, aus— 
gegeben am 20. Juli 1911. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 M 


und 1884 bis 1903 zu 2,40 /) find an die Poſtanſtalten zu richten, 


